Von der „Petition of Rights“ über „Habeas Corpus“

Eine der Erkenntnisse der Aufklärung war, dass Menschenrechte nur dann ihre Wirkung und Geltung entfalten können, wenn sie verfassungsmäßig in formellen Gesetzen garantiert werden. Umgesetzt wurde diese Erkenntnis zunächst in England:
Einer der ersten Stationen in dieser Entwicklung war 1627 die „Petition of Rights“, in der das englischen Parlament Eigentumsrechte und Personenrechte einforderte und vom König bewilligt erhielt — und damit bewirkte, dass der König die in der Magna Charta Libertatum festgelegten Persönlichkeitsrechte nicht durch Befehl außer Kraft setzen konnte.

Der Petition of Rights folgte im Jahr 1679 der Habeas Corpus Amendment Act. Die Worte „Habeas corpus …“ („Du sollst den Körper ergreifen“) leiteten in England die königlichen Haftbefehle ein. In der Habeas Corpus Akte schränkte das englische Parlament 1679 dieses Vorrecht des Köngis, Personen festzunehmen, ein und bestätigte das Recht auf persönliche Freiheit. Nunmehr mussten Inhaftierte innerhalb von drei Tagen einem Richter vorgeführt und durften nicht mehr außer Landes gebracht werden. Auch wenn es dem englischen Parlament hier insbesondere im die Gewaltenteilung ging, gewannen hierdurch auch die Menschenrechte an Gewicht, indem sie in direkten Bezug zu den staatlichen Rechten gestellt wurden.

Auch andere Länder folgten diesem Beispiel. So übernahm Preußen 1717 die Grundgedanken der Habeas Corpus Akte, bevor dort 1794 das Allgemeine Landrecht für die Preußischen Staaten eingeführt wurde, in dem Herrschaft reglementiert und eingeschränkt wurde.

Die nächste Festschreibung von Menschenrechten findet sich in der hauptsächlich von George Mason formulierten „Virginia Declaration of Rights“, die 1776 im Zuge der Abnabelung Virginias vom englischen Mutterland entstand. Die Virginia Declaration of Rights enthielt erstmals in gesetzlicher Form einen Menschenrechtskatalog, der auf der Prämisse beruht, dass alle Menschen von Natur aus frei sind und von Geburt an die gleichen Rechte besitzen.

Es war eine Ironie des Schicksals: Die Freiheitsrechte, die sich das englische Parlament gegen den König erkämpft hatte, galten allgemein, auch von den Amerikanischen Kolonisten, als vorbildlich. Und eben in der Auseinandersetzung mit diesem englischen Mutterland formulierten die amerikanischen Kolonien in ihrer Unabhängigkeitserklärung zugleich die erste Menschenrechtserklärung der Neuzeit.

Im Ringen um die koloniale Vorherrschaft in Nordamerika hatte England zwar im siebenjährigen Krieg 1763 den Sieg davon getragen, es aber gleichzeitig hinnehmen müssen, dass das Selbstbewusstsein der amerikanischen Siedler hierbei so angewachsen war, dass diese nicht mehr bereit waren, die wirtschaftliche und politische Abhängigkeit von England und insbesondere die als ungerecht empfundene Handels- und Steuerpolitik ohne weiteres zu akzeptieren.

Bei ihren ersten Forderungen konnten sich die amerikanischen Siedler sogar noch auf einen englischen Rechtsgrundsatz stützen: „no taxation without representation“ — keine Steuererhebung ohne politische Teilhabe. Aber die amerikanischen Gründerväter gingen schnell darüber hinaus und gründeten auf den Gedanken des Naturrechts und der Aufklärung.

Insbesondere die Ideen von Hobbes, Locke und Rousseau zum Gesellschaftsvertrag fanden Eingang in das Gedankengut der amerikanischen Revolutionäre, kam doch diese Idee ihren eigenen Erfahrungen bei der Gründung eines Gemeinwesens im Kampf gegen die Wildnis recht nahe.

Und so postuliert die amerikanische Unabhängigkeitserklärung den Vertrag zwischen Volk und Regierung und spricht von dem Recht des Volkes, diesen Vertrag mit dem englischen Mutterland nach einer „langen Kette von Missständen und Anmaßungen abzuschütteln“.

Die Verfassung der Vereinigten Staaten von Amerika (1787) und die Bill of Rights (1791)
Die Grundrechte der amerikanischen Verfassung schützen grundlegende Freiheiten der Bürger der Vereinigten Staaten.

Die Verfassung der Vereinigten Staaten von Amerika wurde im Sommer 1787 in Philadelphia geschrieben und ist das grundlegende Gesetz des US-Bundesregierungssystems sowie ein Orientierungspunkt der westlichen Welt. Es ist die älteste schriftliche nationale Verfassung, die in Anwendung ist, und sie definiert die wesentlichen Regierungsorgane sowie deren Zuständigkeiten und die grundlegenden Bürgerrechte.

Die ersten zehn Zusatzartikel – die Bill of Rights – wurden am 15. Dezember 1791 wirksam und begrenzten die Machtbefugnis der Bundesregierung der USA. Außerdem schützten sie die Rechte aller Bürger, Einwohner und Besucher auf amerikanischem Gebiet.

Die Bill of Rights schützt die Redefreiheit, die Religionsfreiheit, das Recht zum Besitz und zum Tragen von Waffen, die Versammlungsfreiheit und das Petitionsrecht. Sie verbietet außerdem unangemessene Durchsuchung und Beschlagnahmung, grausame und außergewöhnliche Bestrafung und erzwungene Selbstbeschuldigung. Zu dem rechtlichen Schutz, den sie gewährt, verbietet die Bill of Rights dem Kongress eine Gesetzgebung, die nicht die Religionsfreiheit respektiert, und der Bundesregierung, einer Person Leben, Freiheit oder Eigentum ohne ordentliches Gerichtsverfahren zu entziehen. Bei Straftaten auf Bundesebene verlangt sie für jedes Kapitalverbrechen oder jedes schändliche Verbrechen die Anklageerhebung durch eine Anklagejury, garantiert ein schnelles öffentliches Gerichtsverfahren mit einer unparteiischen Jury in dem Bezirk, in dem das Verbrechen geschah, und verbietet Doppelbestrafung.

Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte (1789)

Im Jahr 1789 führte das französische Volk die Abschaffung der absoluten Monarchie herbei und schuf die Voraussetzungen für die Einrichtung der ersten französischen Republik. Nur sechs Wochen nach dem Sturm auf die Bastille und kaum drei Wochen nach der Abschaffung des Feudalismus wurde die Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte (französisch Déclaration des droits de l’Homme et du Citoyen) von der Verfassunggebenden Nationalversammlung verabschiedet, und zwar als erster Schritt in Richtung der Niederschrift einer Verfassung der Republik Frankreich.

Die Erklärung verkündet, dass allen Bürgern die Rechte von „Freiheit, Eigentum, Sicherheit und Widerstand gegen Unterdrückung“ zugesichert werden. Sie spricht sich dafür aus, dass die Notwendigkeit von Recht sich aus der Tatsache ableitet, dass „die Ausübung der natürlichen Rechte eines jeden Menschen nur diejenigen Beschränkungen hat, die sicherstellen, dass andere Gesellschaftsmitglieder die gleichen Rechte genießen“. Somit sieht die Erklärung das Recht als einen „Ausdruck des allgemeinen Willens“ an, der beabsichtigt, diese Gleichheit an Rechten zu fördern und „nur Handlungen zu verbieten, die der Gesellschaft schaden“.

Die erste Genfer Konvention (1864)
Das Originaldokument der ersten Genfer Konvention von 1864 sah die Versorgung von verwundeten Soldaten vor.

Im Jahr 1864 nahmen 16 europäische Länder und diverse amerikanische Staaten auf Einladung des Schweizer Bundesrates und auf Initiative des Genfer Komitees an einer Konferenz in Genf teil. Die diplomatische Konferenz wurde zum Zwecke der Verabschiedung einer Konvention zur Behandlung von im Krieg verwundeten Soldaten abgehalten.

Die in der Konvention festgeschriebenen Hauptprinzipien, die später durch die Genfer Konventionen aufrechterhalten wurden, sahen die Verpflichtung vor, die verwundeten und kranken Militärangehörigen ohne Diskriminierung zu versorgen und Transporte und Ausrüstung von Krankenpersonal zu respektieren, die mit dem unverwechselbaren Zeichen des Roten Kreuzes auf weißem Hintergrund gekennzeichnet sind.

Die Vereinten Nationen (1945)
Fünfzig Länder trafen sich 1945 in San Francisco und gründeten die Vereinten Nationen, um den Frieden zu schützen und zu fördern. 

Der Zweite Weltkrieg wütete von 1939 bis 1945, und als das Ende näher rückte, lagen überall in Europa und Asien Städte in Schutt und Asche. Millionen von Menschen waren ums Leben gekommen, weitere Millionen waren heimatlos oder litten unter Hunger. Russische Streitkräfte kesselten die Überreste des deutschen Widerstands in der ausgebombten Hauptstadt Berlin ein. Im Pazifik kämpfte die US-Marine noch immer gegen japanische Streitkräfte, die sich auf Inseln, zum Beispiel auf Okinawa, verschanzt hatten.

Im April 1945 trafen sich Delegierte aus fünfzig Ländern in San Francisco voller Optimismus und Hoffnung. Das Ziel der Konferenz der Vereinten Nationen war es, ein internationales Gremium zu bilden, um Frieden zu fördern und künftige Kriege zu verhindern. Die Ideale der Organisation wurden in der Präambel ihrer vorgeschlagenen Charta genannt: „Wir, die Völker der Vereinten Nationen, sind entschlossen, nachfolgende Generationen vor der Geißel des Krieges zu bewahren, der in unserem Leben zweimal unsagbares Leid über die Menschheit gebracht hat.“

Die Charta der neuen Organisation der Vereinten Nationen trat am 24. Oktober 1945 in Kraft, einem Tag, der jedes Jahr als Tag der Vereinten Nationen gefeiert wird.

Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte (1948) 
Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte hat eine Reihe anderer Menschenrechtsgesetze und -abkommen auf der ganzen Welt angeregt.

1948 hatte die neue Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen bereits die Aufmerksamkeit der Welt gewonnen. Unter dem dynamischen Vorsitz von Eleanor Roosevelt, der Witwe des Präsidenten Franklin Roosevelt, selbst eine Menschenrechtsverfechterin und UN-Delegierte der Vereinigten Staaten, begann die Kommission mit dem Entwurf der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte. Roosevelt, der die Erklärung die Inspiration zu verdanken hat, nannte sie eine internationale Magna Carta für die gesamte Menschheit. Sie wurde am 10. Dezember 1948 von den Vereinten Nationen verabschiedet.

In ihrer Präambel und in Artikel 1 verkündet die Erklärung eindeutig die allen Menschen innewohnenden Rechte: „Die Nichtanerkennung und Verachtung der Menschenrechte haben zu Akten der Barbarei geführt, die das Gewissen der Menschheit mit Empörung erfüllen, und es wurde verkündet, dass einer Welt, in der die Menschen Rede- und Glaubensfreiheit und Freiheit von Furcht und Not genießen, das höchste Streben des Menschen gilt ... Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren.“

Die Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen verpflichteten sich zur Zusammenarbeit, um die dreißig Artikel der Menschenrechte zu fördern, die zum ersten Mal in der Geschichte in einem einzigen Dokument zusammengestellt und festgelegt worden waren. Folglich sind viele dieser Rechte in diversen Formen heute Teil des Verfassungsrechts demokratischer Nationen.

Allgemeine Erklärung der
Menschenrechte

EINE EINFÜHRUNG
Am 24. Oktober 1945, nach dem Zweiten Weltkrieg, entstanden die Vereinten Nationen als internationale Organisation, und zwar mit der Zielsetzung, zukünftige Generationen vor den Verheerungen eines internationalen Konflikts zu bewahren.

Die Vertreter der Vereinten Nationen aus allen Regionen der Welt haben am 10. Dezember 1948 die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte formell angenommen.

Die Vereinten Nationen haben gemäß ihrer Satzung sechs Hauptgremien. Dazu gehören die Generalversammlung, der Sicherheitsrat, der internationale Gerichtshof und – was Menschenrechte betrifft – der Wirtschafts- und Sozialrat (ECOSOC). 

Die UN-Charta ermächtigte den ECOSOC, „… Kommissionen für wirtschaftliche und soziale Fragen und für die Förderung der Menschenrechte …“ zu etablieren. Eine davon war die Menschenrechtskommision der Vereinten Nationen, die sich unter dem Vorsitz von Eleanor Roosevelt um die Schaffung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte kümmerte.

Die Erklärung wurde von Vertretern aller Weltregionen entworfen und umfasste alle Rechtstraditionen. Sie wurde am 10. Dezember 1948 von den Vereinten Nationen offiziell verabschiedet und ist das allgemeinste Menschenrechtsdokument, das es gibt. Darin werden die dreißig grundlegenden Rechte dargelegt, die das Fundament einer demokratischen Gesellschaft bilden.

Im Anschluss an diesen historischen Akt rief die Versammlung alle Mitgliedsstaaten dazu auf, den Text der Erklärung zu veröffentlichen und „zu bewirken, dass dieser verbreitet, zur Schau gestellt, gelesen und in Schulen und anderen Lehranstalten erklärt wird – unabhängig vom politischen Status von Ländern oder Gebieten“.

Heute ist die Erklärung ein lebendiges Dokument, das auf der ganzen Welt als Vertrag zwischen Regierung und Volk angenommen wurde. Nach dem Guinnessbuch der Weltrekorde ist es das meistübersetzte Dokument der Welt.

